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Strahlenwirkungen:
Die russischen Atom-
bombentests im kasachi-
schen Semipalatinsk
haben das Risiko von
Erbschäden bei den
Anwohnern nahezu
verdoppelt. Das haben
Wissenschaftler um Juri
Dubrova jetzt anhand
Bluttests bei 40 Familien
nachgewiesen.
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USA – Epidemiologie:
Die Säuglingssterblichkeit
im Umkreis bis 40 Meilen
um fünf US-Atomanlagen
sank sofort und drama-
tisch, nachdem die Reak-
toren stillgelegt worden
waren. Das zeigt eine
Studie von Joseph J.
Mangano vom Radiation
and Public Health Project
Brooklyn in New York.
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Atompolitik:
Der umstrittene neue
Forschungsreaktor FRM
II der Technischen Uni-
versität München, der mit
hochangereichertem und
damit waffenfähigem
Uran betrieben werden
soll, ist ein gefährlich ille-
galer Schwarzbau, meint
der Münchner Physiker
Reiner Szepan.
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Strahlenschutz –
Dokumentation 9:
In der Uranbergbau-
region in Sachsen und
Thüringen findet weiter-
hin der geringere DDR-
Strahlenschutz Anwen-
dung. Damit will die
Bundesregierung die
Sanierung der Wismut-
region möglichst billig
halten. Seite 2

„Wir erreichen jetzt endlich
den Durchbruch zur Qualitäts-
sicherung bei der Früherken-
nung und der Behandlung von
Brustkrebs“, verkündete die
Bundesgesundheitsministerin
Ulla Schmidt (SPD) am 25.
Februar 2002, zwei Tage vor

einer Sitzung des Bundesge-
sundheitsausschusses in Ber-
lin. Auf dieser Sitzung ging es
um einen Antrag von Bun-
destagsabgeordneten um Hel-
ga Kühn-Mengel (SPD), die
ein Gesetz zur Brustkrebsvor-
sorge durch massenhaftes

Mammographieren auf den
Weg bringen wollen. Die in
2001 begonnenen Modellver-
suche zum Mammographie-
Screening in der Region We-
ser-Ems, in Bremen und
Wiesbaden würden „die
Grundlage dafür liefern, wie
ein flächendeckendes Mam-
mographie-Screening für
Frauen im Alter von 50 bis 69
Jahren eingesetzt werden
kann“, erklärte Frau Schmidt.

Zudem habe „zur Verbesse-
rung der Qualität der ärztli-
chen Versorgung im Bereich
der kurativen Mammogra-
phie“ die Selbstverwaltung
von Ärzten und Krankenkas-
sen eine Vereinbarung getrof-

fen, die im April 2002 in Kraft
treten und das sogenannte
„graue Mammographie-Scree-
ning“ eindämmen soll. Damit
solle sichergestellt werden, so
Schmidt, daß die behandeln-
den Ärzte und Ärztinnen vor-
gegebene Qualifikationsanfor-
derungen erfüllen und die
Mammographieaufnahmen
über eine optimale technische
und diagnostische Qualität
verfügen. Beides konnte bis-
lang nicht garantiert werden.
Schließlich, so Schmidt, wer-
de auch durch die „Aufnahme
von Brustkrebs in die Disease-
Management-Programme und
der Entwicklung von nationa-
len Gesundheitszielen (...) die
Qualität bei der Früherken-
nung und der Behandlung von
Brustkrebs verbessert“ wer-
den.
„Röntgenreihenuntersuchun-
gen der Brust setzt Nachweis
des Nutzens voraus“, titelte
zeitgleich mit Schmidt das
Bundesamt für Strahlenschutz
in einer eigenen Presseerklä-
rung und fordert eine „Quali-
tätsoffensive bei Mammogra-
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Mammographie-Screening

Bundesgesundheitsministerin Schmidt
will Röntgen-Reihenuntersuchungen für
alle Frauen ab 50 Jahre
Das Bundesamt für Strahlenschutz fordert zuvor den Nachweis eines Nutzens und
plant für April 2002 ein Fachgespräch zur Klärung offener Fragen
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phie“. 46.000 Frauen er-
krankten jährlich in Deutsch-
land an Brustkrebs und 18.000
stürben daran. Deshalb käme
der Früherkennung eine sehr
hohe Bedeutung zu.

Die Einführung von Röntgen-
reihenuntersuchungen der
weiblichen Brust als eine der
möglichen Methoden der
Früherkennung ist jedoch um-
stritten, schreibt das Bundes-
amt für Strahlenschutz (BfS).
Eine Entscheidung für die
Einführung des Mammogra-
phie-Screenings für Frauen im
Alter zwischen 50 und 69 Jah-
ren kann aber nach Auffas-
sung des BfS erst erfolgen,
wenn ein hinreichender Nut-
zen nachgewiesen ist. Das bei
Mammographie durch die
Strahlenbelastung bedingte
Risiko müsse sorgfältig ge-
prüft und minimiert werden.
Die Anwendung ionisierender
Strahlung bei der Untersu-
chung der weiblichen Brust
erfordere, auch wenn das Ri-
siko einer Erkrankung nach
gegenwärtigem Erkenntnis-
stand nicht sehr hoch sei, in
jedem Fall den Nachweis des
Nutzens. Andere Verfahren,
wie das Abtasten der Brust,
die mit keiner Strahlenbela-
stung verbunden sind, seien in
die Abwägung einzubeziehen.
Auch die Gefahr einer zu ho-
hen Zahl von falsch-negativen
und falsch-positiven Befunden
und deren Folgen für die Be-
troffenen bei einer Reihenun-
tersuchung sei zu prüfen.
Denn derzeit würden in

Deutschland pro Jahr etwa 6
Millionen Röntgen-Mammo-
graphieuntersuchungen durch-
geführt, wovon ein erheblicher
Anteil bereits jetzt im Rahmen
einer Krebsfrüherkennung
durchgeführt werde. Auch
diese Mammographien sollten
nach Auffassung des BfS den
europäischen Qualitätsstan-
dards, den sogenannten
EUREF-Richtlinien genügen.
Diese verlangen insbesondere,
daß alle Befunde durch zwei
erfahrene Radiologen beurteilt
werden, die mindestens 5.000
Mammographien jährlich be-
gutachten.

Zur Klärung der offenen Fra-
gen plant das BfS für April
2002 ein Fachgespräch, auf
dem „die Diskussion mit ei-
nem breiten Spektrum von
Vertreterinnen und Vertretern
der medizinischen und epide-
miologischen Fachgesell-
schaften und gesellschaftli-
chen Gruppen geführt wer-
den“ soll.

Bereits zu Anfang dieses Jah-
res hatte die Gesellschaft für
Strahlenschutz eine Studie
vorgelegt, die den aktuellen
internationalen wissenschaft-
lichen Kenntnisstand zum
Problem des Einsatzes der
Mammographie als Reihen-
untersuchung aufzeigt.*

Die Autorinnen und Autoren
der Gesellschaft für Strahlen-
schutz (GSS) kamen darin zu
dem Schluß, daß die Mammo-
graphie zwar ein wichtiges
diagnostisches Verfahren zur

Erkennung von Brustkrebs
sein könne, die Reihenunter-
suchung mit Mammographie
nach aller bisherigen Erfah-
rung jedoch weder eine Sen-
kung der Brustkrebssterblich-
keit noch der Gesamtsterb-
lichkeit zur Folge hat. Es sei
deshalb gerade für die vielen
Wohlmeinenden aus Medizin,
Gesundheitspolitik und Kran-
kenkassen, die etwas gegen
das Brustkrebsproblem unter-
nehmen wollen, an der Zeit,
sich von Wunschvorstellun-
gen zu befreien und neue
Strategien zur Bekämpfung
des Brustkrebses auszuarbei-
ten. Strahlentelex hatte bereits
in seiner Ausgabe vom Januar
2002 darüber berichtet.

Kommentar

Denkfehler
80 Prozent ihrer Brustkrebser-
krankungen entdeckten die
Frauen bisher mehr oder we-
niger zufällig selbst, indem sie
bei Auffälligkeiten an ihrer
Brust zum Arzt gehen. Das
erklären die Anhängerinnen
und Anhänger des massen-
haften Mammographierens
und verkünden, das dürfe
nicht sein und müsse durch
das von ihnen propagierte
Verfahren abgelöst werden.
Das ist ein logischer Fehler.
Die Gesetzmäßigkeiten der
Ökonomie des Erfolges lassen
es vielmehr geraten erschei-
nen, gerade diesen hohen An-
teil noch weiter zu erhöhen.
Denn schon die Anstrengun-

gen für eine nur geringe Ver-
besserung um zum Beispiel 5
Prozent des Anteils von
36.800 Frauen (80 Prozent
von 46.000 Frauen, die nach
Aussage des Bundesamtes für
Strahlenschutz jährlich in
Deutschland neu an Brust-
krebs erkranken) würde schon
mehr als 1.840 Frauen helfen
und entsprechend den Anteil
der anderen 9.200 Frauen, die
ihren Krebs nicht entdecken,
um 20 Prozent verringern. Die
Logik der Erfolgsökonomie
verlangt, alles dafür zu tun,
den 80 Prozent-Anteil der
Frauen weiter zu erhöhen, die
ihren Brustkrebs selbst finden.
Ihn zu verringern wäre gera-
dezu kontraproduktiv. Das
spricht für eine systematische
Förderung und Propagierung
der Selbstuntersuchung, für
eine professionelle Anleitung
der Frauen zum richtigen Ab-
tasten. Th.D.

* Dersee, Dieckmann, Köhnlein,
Kuni, Lengfelder, Pflugbeil,
Schmitz-Feuerhake: Brustkrebs-
früherkennung Ja, Reihenuntersu-
chung mit Mammographie Nein!
- Abschied vom Wunschdenken,
Nachdenken über neue Strate-
gien. Bericht des Otto Hug
Strahleninstituts Nr. 23, Gesell-
schaft für Strahlenschutz e.V.
Berlin, Bremen 2002, ISSN 0941-
0791, 40 Seiten, Euro 5,-. Erhält-
lich im Buchhandel, direkt bei der
Gesellschaft für Strahlenschutz
e.V., c/o Th. Dersee, Rauxeler
Weg 6, D-13507 Berlin, oder un-
ter http://www.strahlentelex.de/
Buecher.htm l

Der Umgang mit dem Wis-
mut-Erbe ist brisant. Bis heute
ist selbst vielen Abgeordne-
ten, die zum Zeitpunkt der

Vereinigung der beiden deut-
schen Staaten in der Volks-
kammer beziehungsweise im
Bundestag saßen nicht be-

kannt, daß mit dem Eini-
gungsvertrag festgelegt wur-
de, daß für die Wismut-
Region die DDR-Strahlen-

schutzverordnung (VOAS)
und ihre Durchführungsbe-
stimmungen sowie die Hal-
denverordnung (HAO) der
DDR weitergelten sollen. Die-
se Festlegung wurde zeitlich
nicht begrenzt. Weil auf diese
Weise höhere Strahlenbela-
stungen zulässig waren, als
das nach der Strahlenschutz-
verordnung der Bundesrepu-
blik zulässig gewesen wäre,
schien so die bevorstehende
Sanierung vergleichsweise
preiswert abgewickelt werden
zu können. Als das bekannt

Die neue Strahlenschutzverordnung – Dokumentation 9

12 Jahre nach der Einheit noch DDR-
Strahlenschutz für die Wismut
Die Bundesregierung hat mit der seit dem 1. August 2001 geltenden neuen Strah-
lenschutzverordnung beschlossen, die Sanierung der Wismutregion möglichst
billig zu gestalten. Das geht nur auf Kosten der Gesundheit der in dieser Region
arbeitenden und lebenden Bürger.


